


Epirrhosis 

Festgabe für Carl Schmitt 









Epirrhosis 
Festgabe für Carl Schmitt 

Herausgegeben von 

Hans Barion, Ernst-Wolfgang Böckenförde 
Ernst Forsthoff,  Werner Weber 

Zweite Auflage 

Duncker & Humblot · Berlin 



Die erste Auflage erschien in zwei Teilbänden mit folgendem 
Hinweis: „Diese Festschrift  erscheint wegen der großen Anzahl 
der Beiträge in zwei Teilbänden. Der zweite Teilband enthält die 
Beiträge der Autoren, die nach 1945 in eine wissenschaftliche 
oder persönliche Beziehung zu Carl Schmitt getreten sind/4 

Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufnahme 

Epirrhosis : Festgabe für Carl Schmitt / Hrsg.: Hans Barion . . . 
- 2. Aufl. - Berlin : Duncker und Humblot, 2002 

ISBN 3-428-10847-7 

1. Auflage 1968 (2 Bände) 
2. Auflage 2002 (1 Band) 

Alle Rechte, auch die des auszugsweisen Nachdrucks, der fotomechanischen 
Wiedergabe und der Übersetzung, für sämtliche Beiträge vorbehalten 

© 2002 Duncker & Humblot GmbH, Berlin 
Fotoprint: Berliner Buchdruckerei Union GmbH, Berlin 

Printed in Germany 

ISBN 3-428-10847-7 

Gedruckt auf alterungsbeständigem (säurefreiem) Papier 
entsprechend ISO 9706 θ 



CARL SCHMITT 

11. Juli 1888 11. Juli 1968 

Tho'  much is taken , much abides ; and  tho' 
We  are  not  now that  strength  which  in old  days 
Moved  earth  and  heaven;  that  which  we are , we are: 
One equal  temper  of  heroic  hearts , 
Made  weak  by  time  and  fate,  but  strong  in will 
To  strive , to  seek, to  find  and  not  to  yield. 

Tennyson 
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Betrachtungen zum Zusammenbruch 
der japanischen Meiji-Verfassung 

Von Teruya Abe, Hirakata-City 

I. 

Die japanische Verfassung vom 3. November 1946 hat in Art . 9 auf den 
Krieg als Mit te l zur Beilegung von Streitigkeiten mit anderen Staaten 
und die Erhaltung allen Kriegspotentials verzichtet. Damit sollte der 
unglückliche Dualismus von Staatsführung und Heeresleitung endgültig 
beseitigt werden. Der bürgerliche Konstitutionalismus hat in dieser Ver-
fassung sein von allen militärischen Elementen gereinigtes System ge-
funden. Während der Beratung der Verfassungsänderung  im Oberhaus 
wurde die sog. Zivilklausel auf Wunsch der Al l i ierten Staaten hinzu-
gefügt, wonach der Ministerpräsident und die übrigen Staatsminister 
Zivil isten sein müssen. Diese Bestimmung ist auch die bewußte Antwort 
auf die Vorherrschaft  des Mil itärs über die Regierung unter der alten 
Reichsverfassung, eine Antwort auf eine von der Wirkl ichkeit nicht 
mehr gestellte Frage. 

Es ist aber eine bekannte Tatsache, daß Japan trotz Art . 9 eine Wieder-
aufrüstung gefördert  hat und zur Zeit in Asien, abgesehen von Rot-
china, über die stärksten Streitkräfte  verfügt.  So hat sich unwiderlegbar 
die Überzeugung durchgesetzt, daß der von der Verfassung diktierte 
Friedensplan von der völl ig waffenlosen  Demokratie eine utopische Kon-
zeption war. Die Aufrüstung ist jedoch in der breiten Masse der Bevölke-
rung immer unpopulär. Ihr steht das eingewurzelte Mißtrauen und die 
psychologische Abneigung weiter Teile des Volkes gegen jede Ar t von 
Bewaffnung  entgegen. Es ist für die Regierung nicht leicht, die mil i tä-
rischen Verpflichtungen durch den japanisch-amerikanischen Sicherheits-
pakt mit den verfassungsmäßigen Beschränkungen in Einklang zu brin-
gen. Auch im Volksgefühl sind die Abneigung gegen die Wiederauf-
rüstung und das Überlegenheitsgefühl gegenüber den Mil i tärs untrenn-
bar verbunden. Das ist für die Soldaten von psychologischer Bedeutung 
und läßt leicht ein Gefühl von Zweitrangigkeit entstehen. 

Ein sozialistischer Abgeordneter hat im Februar 1965 in der Frage-
stunde des Haushaltsausschusses des Unterhauses eine Operationspla-
nung an den Tag gebracht, welche die Konferenz der Vereinigten Ge-
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neralstäbe im Juni 1963 bearbeitet hatte. Unter Voraussetzung eines 
Angriffes  von Nordkorea auf Südkorea wurden darin einzelne mil i tä-
rische Operationen ausgearbeitet, nach denen die japanischen Streit-
kräfte in Zusammenwirkung mit den amerikanischen eingesetzt werden 
sollten. Sodann wurde eine Reihe von gesetzgeberischen Vorkehrungen 
aufgezählt, die innerstaatlich für die Mobilisierung der Wehrkraft  ge-
troffen  werden sollten. Für die Sozialisten war dieser Entwurf ein Staats-
streichplan gegen die zivile Regierung. Auch die Öffentlichkeit  war dar-
über nicht minder aufgebracht.  Die Regierung hat sich ausdrücklich davon 
distanziert, aber betont, daß dieser Plan nur auf dem grünen Tisch ge-
blieben ist. Der Ministerpräsident hat zugestanden, daß die Mil i tärs in 
Uniform von der Vorbereitung der Gesetzgebung wie der gesamten 
nationalen Mobilmachung Abstand nehmen sollten. 

Das Mißtrauen und die Überempfindlichkeit  der Bevölkerung in mil i tä-
rischen Fragen wurzeln tief in den Erfahrungen der Vergangenheit. So 
dauern die Nachwirkungen eines offenen  oder latenten Konflikts zwi-
schen Mi l i tär und Parlament unter der Meiji-Verfassung noch an, obwohl 
es bisher den neuen Selbstverteidigungskräften  gelungen ist, eine partei-
politisch neutrale Gewalt zu bilden und durch das kritische Stadium einer 
pluralistischen Massendemokratie hindurch fortzubestehen. Die Problem-
lage kann nur verstanden werden, wenn man sich die bisherige Situation 
unter der alten Reichsverfassung und die ihr zugrunde liegenden polit i-
schen Gedanken vor Augen führt.  Im folgenden werden das Staatsgefüge 
unter der Meiji-Verfassung und seine Wandlung bis zum Zusammen-
bruch, vor allem hinsichtlich des Verhältnisses von Mi l i tär und Regierung, 
behandelt. Den Konfl ikt von soldatischem Staat und bürgerlichem Rechts-
staat in der deutschen konstitutionellen Monarchie hat Carl Schmitt 
meisterhaft  dargestellt (Staatsgefüge und Zusammenbruch des zweiten 
Reiches). Wenn w i r auf die Entwicklung unseres alten Konstitutionalis-
mus zurückschauen, drängen sich in der Kernsituation beider Länder 
viele Parallelen auf, wenn auch einzelne Verschiedenheiten unverkenn-
bar sind. 

I I . 

Die 1868 einsetzende Meiji-Restauration hat Japan viele Erneuerungen 
gebracht. Sie knüpfte an die alten japanischen Traditionen an und ver-
suchte, die Ideen des westlichen Konstitutionalismus mit ihnen zu ver-
binden. öffentliche  Kundgebungen der vielen Vereinigungen und kei-
menden Parteien verlangten die Einberufung einer Volksvertretung. 
Fürst Ito, Vater der Verfassung, hat es für zweckmäßig gehalten, die neue 
Verfassung nach deutschem Vorbilde einzuführen. Er übernahm von dem 
westlichen Konstitutionalismus die Betonung der bürgerlichen Freiheit 
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und bekannte sich gleichzeitig zu dem traditionellen Ideengut Japans. Die 
Reichsverfassung vom 11. Februar 1889 war vom Kaiser verliehen wor-
den. Sie stellte daher eine Selbstbeschränkung und Kontroll ierung der 
durch die Restauration gewonnenen Macht des Kaisers dar. 

Die Souveränität des Staates lag beim Kaiser. Ihn beraten viele ver-
fassungsrechtliche und außerverfassungsrechtliche  Organe: die Staats-
minister berieten den Kaiser und waren dafür verantwortlich. Nach 
herrschender Meinung waren die Minister direkt dem Kaiser, nicht dem 
Parlament verantwortlich. Obwohl die Verfassung nicht eine Reichs-
regierung vorsah, setzte sich der Gedanke einer Kollektivverantwortung 
durch. Der Ministerpräsident war im wesentlichen primus inter pares. 

Der Reichstag bestand aus zwei Kammern, einer Deputiertenkammer 
(Unterhaus) und einer Pairskammer (Oberhaus). Zwischen beiden Kam-
mern bestand keinerlei Rangordnung. Die Macht des Oberhauses, das 
den demokratischen Mächten des Unterhauses gegenübergestellt wurde, 
wurde während der ganzen Zeit der Meiji-Verfassung nie vermindert. Es 
konnte sogar die Regierung stürzen und sie selbst bilden. 

Nach Art . 56 der Verfassung wurde ein Geheimer Staatsrat eingerichtet, 
der gemäß den Bestimmungen der kaiserlichen Verordnung vom 8. Ok-
tober 1890 aus einem Präsidenten, einem Vizepräsidenten und 24 Mi t -
gliedern zusammengesetzt war. Die Minister waren nicht Mitglieder, 
hatten jedoch in den Vollsitzungen Sitz und Stimme. Seine Aufgabe war 
es, auf Verlangen des Kaisers über Änderung der Verfassung und der 
Verwaltungsorganisation, Ratifizierung völkerrechtlicher Verträge, kai-
serliche Notverordnungen und andere wichtige Staatsangelegenheiten zu 
beraten. Er sollte eigentlich Hüter der Verfassung sein. Die Ablehnung 
der Vorlage einer kaiserlichen Verordnung durch den Staatsrat führte im 
Jahr 1927 unmittelbar den Rücktritt der Regierung herbei. Bei dem 
Streit um die Formulierung „ im Namen ihrer betreffenden  Völker" im 
Kellog-Pakt von 1928 setzte auch der Staatsrat seine Meinung durch. 

Genro, Alte Staatsmänner, waren die wichtigsten Ratgeber des Kaisers, 
die außerverfassungsrechtlich  herausgebildet wurden. Sie hießen Ito, 
Inonue, Yamagata, Katsura, Saionji, Matsukata, die alle bei der Erneue-
rung von Mei j i große Dienste geleistet hatten und lange die Richtung der 
Polit ik bestimmten. Besonders oblag ihnen die Empfehlung des Minister-
präsidenten. Seit 1924 war Saionji der einzige Genro. Er starb 1940. 
In den 30er Jahren ist eine Gruppe von Staatsmännern, die aus ehemali-
gen Ministerpräsidenten, Präsidenten des Staatsrates und Hofministern 
bestand, an die Stelle des aussterbenden Genros getreten. Die Hof-
angelegenheiten wurden von der politischen Beratung durch die Regie-
rung getrennt und von dem Hofminister gepflegt, der kein Mitglied der 
Regierung war. 
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